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Einleitung

Wenn zwei Parteien einen bestimmten Streitbeilegungsmechanismus ver‐
einbaren möchten, sind sie regelmäßig vor eine Grundsatzentscheidung
gestellt: Sie können entweder mit einer Gerichtsstandsvereinbarung ein
bestimmtes Gericht prorogieren oder mit einer Schiedsvereinbarung die
Zuständigkeit eines Schiedsgerichts begründen. Gerichtsverfahren und
Schiedsverfahren unterscheiden sich in vielerlei Hinsicht, insbesondere
in Bezug auf die privatautonomen Gestaltungsmöglichkeiten der Parteien.
Aber weisen auch Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinbarun‐
gen in gleichem Maße wesensmäßige Unterschiede auf ? In seiner Entschei‐
dung Scherk v. Alberto-Culver Co. betonte der Supreme Court der Vereinig‐
ten Staaten eher die Gemeinsamkeiten, indem er eine Schiedsvereinbarung
als spezielle Art von Gerichtsstandsklausel bezeichnete:

„An agreement to arbitrate before a specified tribunal is, in effect, a
specialized kind of forum-selection clause that posits not only the situs of
suit but also the procedure to be used in resolving the dispute.“1

Aus einer deutschen Perspektive scheint dieses Verständnis jedoch nicht
recht zur Gesetzessystematik zu passen. Die normativen Grundlagen für
die jeweiligen Vereinbarungen finden sich im Gesetz an unterschiedlichen
Stellen: Gerichtsstandsvereinbarungen sind im ersten Buch der ZPO in
den §§ 38 und 40 ZPO geregelt, während man das Schiedsverfahrens‐
recht fast 1000 Paragrafen weiter hinten im zehnten Buch findet. Die
Brüssel Ia-VO2, die das wichtigste europarechtliche Regelungsinstrument
für Gerichtsstandsvereinbarungen darstellt, nimmt „die Schiedsgerichts‐
barkeit“ ausdrücklich von ihrem Anwendungsbereich aus.3 Ebenso enthal‐
ten schiedsrechtliche Übereinkommen keine Regeln zu Gerichtsstandsver‐
einbarungen. Der BGH hielt zudem fest, dass mit einer Entscheidung zu

1 Scherk v. Alberto-Culver Co., 417 U.S. 506, 519 (1974).
2 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll‐
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. L 351 vom 20.12.2012,
S. 1.

3 Siehe Art. 2 Abs. 1 lit. d Brüssel Ia-VO.
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Gerichtsstandsklauseln die entsprechende Frage für Schiedsvereinbarungen
„nicht präjudiziert“ sei.4

Der strikten normativen Trennung von Gerichtsstandsvereinbarungen
und Schiedsvereinbarungen steht allerdings eine gewisse rechtliche Ver‐
wandtschaft gegenüber: Beide Vereinbarungen ermöglichen es den Partei‐
en, die objektive Zuständigkeitsordnung privatautonom zu modifizieren.
Eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarung schließt wie eine Schieds‐
vereinbarung die Zuständigkeit nicht benannter Gerichte aus.

Die soeben beschriebene oberflächliche Beobachtung ist der Ausgangs‐
punkt dieser Arbeit. In den folgenden Kapiteln wird untersucht, ob und
inwieweit Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinbarungen die
gleichen Rechtsfolgen entfalten und den gleichen Voraussetzungen unterlie‐
gen. Beim Vergleich der Regelungen soll insbesondere geklärt werden, ob
ggf. bestehende Unterschiede gerechtfertigt oder Ausdruck von Wertungs‐
widersprüchen sind.

A. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands

Diese Arbeit vergleicht ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen und
Schiedsvereinbarungen in allgemeinen Zivil- und Handelssachen und
nimmt dabei die Perspektive eines deutschen Gerichts ein. Untersuchungs‐
gegenstand sind deshalb Rechtsquellen, die Regelungen zu Gerichtsstands-
oder Schiedsvereinbarungen enthalten und für deutsche Gerichte als natio‐
nales Gesetz, europäische Verordnung oder völkerrechtliches Übereinkom‐
men verbindlich sind.

Für Gerichtsstandsvereinbarungen sind das vier Rechtsquellen: §§ 38,
40 ZPO, die Brüssel Ia-VO, das Lugano-Übereinkommen („LugÜ“)5 und
das Haager Übereinkommen von 2005 über Gerichtsstandsvereinbarungen
(„HGÜ“)6. Diese werden mit §§ 1025 ff. ZPO, dem New Yorker UN-Über‐
einkommen von 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi‐
scher Schiedssprüche („UNÜ“)7 und dem Europäischen Übereinkommen

4 BGH, 26.11.2020 - I ZR 245/19, SchiedsVZ 2021, 97, 101 (Rn. 39).
5 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll‐

streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. L 399 vom 21.12.2007,
S. 3.

6 Übereinkommen über Gerichtsstandsvereinbarungen, ABl. L 133 vom 29.5.2009, S. 3.
7 Übereinkommen vom 10. Juni 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi‐

scher Schiedssprüche, BGBl. II 1961 S. 122.
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über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit von 1961 („EuÜ“)8

verglichen, die jeweils Regelungen zu Schiedsvereinbarungen enthalten. Im
Zuge dessen wird auch untersucht, inwiefern sich die Rechtsquellen für das
jeweils gleiche Regelungsinstitut unterscheiden.

Ausländisches Recht wird – anders als bei klassischen rechtsvergleichen‐
den Arbeiten – nicht oder nur im Rahmen kleinerer Exkurse behandelt.
Da die zu untersuchenden Rechtsquellen aber weitgehend autonom auszu‐
legen sind, sind die Unterschiede zu einer klassischen rechtsvergleichenden
Arbeit geringer, als es zunächst erscheinen mag.9

Hinzu tritt, dass die untersuchten Rechtsquellen, die allesamt Teil der
deutschen lex fori sind, in einem Konkurrenzverhältnis zueinander stehen,
sofern sie das gleiche Rechtsinstitut betreffen. Deshalb wird ebenfalls unter‐
sucht, inwiefern sie sich gegenseitig ergänzen, modifizieren oder verdrän‐
gen.

Verzichtet wird auf einen umfassenden Vergleich von Gerichtsverfahren
und Schiedsverfahren. Der Fokus liegt stattdessen auf den Voraussetzungen
und Wirkungen von Streitbeilegungsvereinbarungen, die die Kompetenz‐
grundlage des Verfahrens vor dem benannten Spruchkörper bilden. Unter‐
schiede, die das Verfahren betreffen, werden deshalb nur herausgearbeitet,
soweit sie für den Vergleich der Vereinbarungen relevant sind.

Um den Umfang der Arbeit sinnvoll zu begrenzen, ist es notwen‐
dig, bestimmte Konstellationen vom Untersuchungsgegenstand auszuneh‐
men. Soweit von Gerichtsstandsvereinbarungen gesprochen wird, sind da‐
mit grundsätzlich ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen gemeint.
Von der näheren Untersuchung ausgenommen sind Gerichtsstands- und
Schiedsvereinbarungen, die nach Entstehen der Streitigkeit geschlossen
werden, was auch die rügelose Einlassung umfasst. Weiter werden Verein‐
barungen im erbrechtlichen und familienrechtlichen Kontext mit Rücksicht
auf erhebliche dogmatische und tatsächliche Unterschiede nicht behan‐
delt.10 Zudem lässt diese Arbeit unbeantwortet, inwiefern Gerichtsstands‐
vereinbarungen und Schiedsvereinbarungen auch Wirkung für Dritte ent‐

8 Europäisches Übereinkommen über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit
vom 21. April 1961, BGBl. II 1964 S. 425, 426.

9 Ausführlich hierzu sogleich unter B.III (S. 41 ff.).
10 Zu erbrechtlichen Gerichtsstands- und Schiedsvereinbarungen siehe von Bary, Ge‐

richtsstands- und Schiedsvereinbarungen im internationalen Erbrecht, 2018; zu erb‐
rechtlichen Schiedsanordnungen siehe Gleim, Letztwillige Schiedsverfügungen, 2020.
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falten.11 Schließlich werden asymmetrische Vereinbarungen12 nicht behan‐
delt.

B. Methodik

I. Funktionale Methode

Methodische Grundlage dieser Arbeit ist der funktionale Vergleich von
Streitbeilegungsvereinbarungen13: Ausgangspunkt für die Gegenüberstel‐
lung verschiedener Regelungen ist nicht deren dogmatische Einkleidung,14
sondern deren Regelungszweck, also deren Funktion innerhalb der Rechts‐
ordnung. Untersucht wird, wie verschiedene Rechtsordnungen – bzw. vor‐
liegend verschiedene Rechtsquellen – eine bestimmte Lebenssituation lö‐
sen.15 Dieser Ansatz beruht darauf, dass Sachprobleme von verschiedenen
rechtsetzenden Organen an unterschiedlicher Stelle und auf unterschiedli‐
che Weise gelöst werden können. Ebenso ist es denkbar, dass Rechtsord‐
nungen gar keine Regelungen zu einem Sachproblem enthalten, da außer‐
gesetzliche Lösungen – etwa durch die Kautelarpraxis oder den freien
Markt – existieren, die es zu erkennen gilt.16

Die Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinbarungen gemeine
Funktion ist die Wahl eines kontradiktorischen Verfahrens für die Beile‐
gung von Streitigkeiten, das zu einer für die Parteien verbindlichen Ent‐
scheidung führt.17 Neben die positive Funktion, ein konkretes Streitbeile‐
gungsverfahren zu wählen, tritt die negative Funktion, alle anderen gericht‐
lichen Möglichkeiten zur Streitbeilegung auszuschließen. Aus diesen Funk‐

11 Überblick zur Drittwirkung Gerichtsstandsvereinbarungen im Anwendungsbereich
der Brüssel Ia-VO bei Rauscher/Mankowski, Art. 25 Brüssel Ia-VO Rn. 383 ff.; Über‐
blick zur Drittwirkung von Schiedsvereinbarungen bei Schütze, SchiedsVZ 2014, 274,
275 ff.; zu beidem siehe Gottwald, FS Geimer, 2017, S. 131.

12 Zum Begriff Bälz/Stompfe, SchiedsVZ 2017, 157 f.
13 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 33 ff.
14 Gottwald, FS Schlosser, 2005, S. 227, 233.
15 Vgl. Breidenstein, Zur Methodik der Verfahrensrechtsvergleichung, 2012, S. 9.
16 Vgl. das Beispiel der sogenannten title insurance companies, deren Geschäftsmodell

in den USA ähnliche Funktionen erfüllt wie das deutsche Grundbuch, Zweigert/Kötz,
Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 37 f.

17 Anders Rahmann, Ausschluß staatlicher Gerichtszuständigkeit, 1984, S. 152: „gleiche
derogative Wirkungen“ von Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinbarun‐
gen; dem folgend Weihe, Verbraucherschutz, 2005, S. 112 f.
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tionen ergibt sich die Vergleichbarkeit von Gerichtsstandsvereinbarungen
und Schiedsvereinbarungen18, auch wenn es sich dogmatisch betrachtet um
unterschiedliche Rechtsinstitute handelt.

Die funktionale Methode ist kein in jeder Hinsicht ausgereiftes Konzept,
das dem Rechtsvergleichenden einen fertigen Aufbau oder Arbeitsplan an
die Hand gibt.19 Stimmen in der Literatur kritisieren den funktionsbezo‐
genen Ansatz zudem:20 Eine rationale Regelungsfunktion tauge nicht als
Vergleichsgegenstand, da Recht Probleme nicht zwingend rational löse.21

Zudem variiere die Regelungsfunktion von Rechtsinstituten in verschie‐
denen Rechtsordnungen aufgrund unterschiedlicher – etwa kultureller –
Vorprägungen.22 Es trifft zu, dass nicht jede Regelungsfunktion von jeder
Rechtsordnung für notwendig erachtet wird: Insbesondere hängt es von
politischen Entscheidungen ab, ob ein bestimmter Wirtschaftszweig einer
einschneidenden Regulierung ausgesetzt ist. Als Beispiel dient das Veran‐
stalten von Glückspielen im Internet, das in Deutschland bis Juli 2021
verboten war,23 in Malta dagegen umfassend legalisiert ist24. Insoweit kann
die funktionale Methode Rechtsvergleichende dazu zwingen, nicht nur die
Umsetzung einer Regelungsfunktion in verschiedenen Rechtsordnungen,
sondern auch die ggf. unterschiedlichen Ausprägungen der Regelungsfunk‐
tion selbst zu untersuchen. Problematisch ist dann allerdings, dass eine
Regelungsfunktion als Ausgangspunkt dienen muss, der dann nicht mehr
neutral sein kann.25

Diese Arbeit hat nicht den Anspruch, sich auf einer abstrakten Ebene
umfassend mit der Kritik an der funktionalen Methode auseinanderzuset‐
zen. Im Zuge des vorzunehmenden Vergleichs ist jedoch zu hinterfragen, ob
eine postulierte Regelungsfunktion gleichermaßen für Gerichtsstands- und
Schiedsvereinbarungen gilt.

18 Vgl. zur Grundvoraussetzung der „comparability“ Husa, RabelsZ 67 (2003), 419, 426.
19 Husa, RabelsZ 67 (2003), 419, 433 f.; Kischel, Rechtsvergleichung, 2015, § 3 Rn. 10.
20 Umfassend Kischel, Rechtsvergleichung, 2015, § 3, der den auf einer Fehlerlehre fu‐

ßenden Ansatz der kontextuellen Rechtsvergleichung entwickelt (Rn. 146 ff., insb.
Rn. 199 ff.); siehe auch Piek, ZEuP 2013, 60, 62 ff.; Woo, in: Cadiet/Hess/Isidro
(Hrsg.), Approaches to Procedural Law, 2017, S. 54 ff.

21 Kischel, Rechtsvergleichung, 2015, § 3 Rn. 8.
22 Ders., Rechtsvergleichung, 2015, § 3 Rn. 7.
23 Beachte aber die Liberalisierung durch den Glücksspielstaatsvertrag 2021, HmbGVBl.

2021 S. 79 ff.; hierzu Brüning/Thomsen, NVwZ 2021, 11.
24 Vgl. hierzu den maltesischen Gaming Act vom 1.8.2018, archiviert (8.12.2021) unter

https://perma.cc/Y2ZV-TU8H.
25 Vgl. Kischel, Rechtsvergleichung, 2015, § 3 Rn. 13 f.
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Ziel der Arbeit ist es, die einzelnen Regelungsfunktionen zu untersuchen,
die im Kontext von Streitbeilegungsvereinbarungen relevant werden. Da‐
mit ist nicht nur die Funktion von Streitbeilegungsvereinbarungen selbst
gemeint. Vielmehr wird untersucht, warum Gerichtsstandsvereinbarungen
und Schiedsvereinbarungen regulierungsbedürftig sind: Was sind die Funk‐
tionen der unterschiedlichen Voraussetzungen, die vorliegen müssen, damit
eine Gerichtsstandsvereinbarung oder eine Schiedsvereinbarung Rechtsfol‐
gen entfaltet?

Auf Basis der Funktionsanalyse wird bei der Untersuchung zwischen
materiellem Zustandekommen der Vereinbarung (Kapitel III), Formanfor‐
derungen (Kapitel IV), Individualschutz (Kapitel V) und der sachlichen
Reichweite der Vereinbarung (Kapitel VI) differenziert.

II. Begrifflichkeiten

Beim Vergleich verschiedener Rechtsinstitute ist es mitunter schwierig, be‐
stimmte funktionsäquivalente Phänomene mit einem einheitlichen Begriff
zu bezeichnen. Im Sinne einer knappen und präzisen Darstellung werden
in diesem Abschnitt bestimmte Oberbegriffe definiert, die im Laufe der
Arbeit verwendet werden.

Der erste Begriff ist die „Streitbeilegungsvereinbarung“. Damit meint
diese Arbeit eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarung oder eine
Schiedsvereinbarung.

Als „benannter Spruchkörper“ wird im Folgenden ein vereinbartes
Schiedsgericht oder ein prorogiertes ordentliches Gericht bezeichnet.

Wenn vom „Hauptvertrag“ oder vom „materiell-rechtlichen Vertrag“ ge‐
sprochen wird, ist damit der Vertrag gemeint, anlässlich dessen die Streit‐
beilegungsvereinbarung geschlossen wird, um zu regeln, wie Streitigkeiten
aus eben diesem Vertrag beizulegen sind.

Um die untersuchten Rechtsquellen in zwei Gruppen teilen zu können,
werden die Rechtsquellen, die Regelungen zu Gerichtsstandsvereinbarun‐
gen enthalten, als „zuständigkeitsrechtliche Rechtsquellen“ bezeichnet.26

Rechtsquellen, die Regelungen zu Schiedsvereinbarungen enthalten, sind
demgegenüber „schiedsrechtliche Rechtsquellen“.27 Da die ZPO Regelungen
für beide Arten von Vereinbarungen enthält, erfasst der jeweilige Begriff

26 Also ZPO, Brüssel Ia-VO, LugÜ und HGÜ.
27 Also ZPO, UNÜ und EuÜ.
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verschiedene Teile der ZPO. Mit dem Begriff „supranationale Rechtsquel‐
len“ sind alle untersuchten Rechtsquellen außer der ZPO gemeint.

III. Besonderheiten des Vergleichs innerhalb einer Rechtsordnung

Besonders an dieser Arbeit ist, dass sie zwar die rechtsvergleichende Me‐
thodik verwendet, aber auf Auslandsrechtskunde verzichtet. Darin liegt ein
Unterschied zu klassischen rechtsvergleichenden Arbeiten, die vorwiegend
Regelungen verschiedener Rechtsordnungen untersuchen. Stattdessen wer‐
den im Folgenden die Regelungen einer Rechtsordnung für verschiedene
Rechtsinstitute miteinander verglichen. Die deutsche lex fori umfasst in Be‐
zug auf Streitbeilegungsvereinbarungen aber nicht nur nationale Gesetze,
sondern ebenso die unionsrechtliche Brüssel Ia-VO und völkerrechtliche
Übereinkommen.

1. Grundsatz der autonomen Auslegung

Der Rechtsquellenpluralismus innerhalb der lex fori nähert die vorzuneh‐
mende Untersuchung einer klassischen rechtsvergleichenden Arbeit an.
Das nationale deutsche Recht, die Brüssel Ia-VO und die verschiedenen
internationalen Übereinkommen sind unabhängige Regelungskörper, die
wortgleichen Begriffen unterschiedliche rechtliche Bedeutung zumessen
können. Jedes dieser Instrumente ist grundsätzlich autonom auszulegen.28

Auch wenn für Rechtsanwender zuweilen die Versuchung besteht, bekannte
Ansätze und Definitionen vom einen auf das andere Instrument zu übertra‐
gen, darf am Anfang jeder Auslegung nur die jeweilige Rechtsquelle für sich
selbst in den Blick genommen werden. Dieser Grundsatz der autonomen
Auslegung durchzieht die gesamte Arbeit, auch wenn er an mancher Stelle
nicht ausdrücklich angesprochen wird.

Hartley betont zwar, dass Leitendscheidungen des EuGH zur Brüssel
Ia-VO und den Vorgängerinstrumenten für europäische Gerichte auch im
Anwendungsbereich des HGÜ einen „starting point for analysis“ darstellen
würden.29 Dieser Ansatz ist jedoch methodisch nicht überzeugend, da er

28 Vgl. zur autonomen Auslegung im Europarecht statt vieler Abendroth, Parteiautono‐
me Zuständigkeitsbegründung, 2016, S. 44 f. mit ausführlicher Auswertung der Recht‐
sprechung des EuGH in Fn. 133.

29 Hartley, Choice-of-Court Agreements, 2013, Rn. 4.10.
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außer Acht lässt, dass das HGÜ ein autonom auszulegendes Übereinkom‐
men ist, an dem auch Drittstaaten beteiligt sind. Zwar ist das HGÜ als von
der Union geschlossener völkerrechtlicher Vertrag gemäß Art. 216 Abs. 2
AEUV Teil des Unionsrechts. Der autonome Charakter des HGÜ verbietet
es aber, die vom EuGH zum europäischen Sekundärrecht entwickelten
Auslegungsmaßstäbe pauschal auf das HGÜ zu übertragen.30 Eine solche
Übertragung widerspricht dem Ziel einer international einheitlichen Aus‐
legung des HGÜ ebenso sehr, wie es auch ein Rückgriff auf nationale
Auslegungsmaßstäbe tun würde.

Eine Erklärung für den Rückgriff auf Rechtsprechung des EuGH könnte
freilich sein, dass es momentan erst wenige Entscheidungen zum HGÜ
selbst gibt,31 die als Auslegungshilfen herangezogen werden können. Da
sich an vielen Stellen ähnliche Sachprobleme stellen, werden Erwägungen
zur Brüssel Ia-VO mitunter auf das HGÜ übertragbar sein.32 Streng dogma‐
tisch betrachtet sind Entscheidungen des EuGH zur Brüssel Ia-VO, zum
LugÜ oder zu irgendeinem anderen europäischen Rechtsakt für die Ausle‐
gung des HGÜ oder anderer Übereinkommen aber irrelevant.

Letztlich ist jede Aussage zu einer autonomen Rechtsquelle, die zur Aus‐
legung einer anderen Rechtsquelle herangezogen wird, im Kern nicht mehr
und nicht weniger als ein rechtsvergleichendes Argument ohne normativen
Geltungsanspruch33. Dass ein solcher Ansatz als „starting point“ für die
Auslegung des HGÜ vorgeschlagen wird, zeigt somit eindrucksvoll, welch
große Bedeutung der Rechtsvergleichung im internationalen Zivilverfah‐
rensrecht zugesprochen wird. Der „starting point for analysis“ autonomer
Rechtsquellen sollte dennoch nicht die Rechtsvergleichung, sondern der
Wortlaut der jeweiligen Vorschriften sein. Eine rechtsvergleichende Argu‐
mentation kann nur dann echte Überzeugungskraft gewinnen, wenn der
Vergleich aus einer reflektierten Distanz zum ausländischen Recht erfolgt.34

Diese Distanz geht jedoch verloren, wenn rechtsvergleichende Argumente

30 Vgl. zur Auslegung der verschiedenen Anforderungen an die Internationalität in
Brüssel Ia-VO und HGÜ Matthias Weller, 13 JPrivIntlL 91, 97 (2017).

31 Im Juni 2018 entschied der High Court of Singapore den ersten Fall, in dem das HGÜ
zur Anwendung kam, siehe https://perma.cc/YAV2-CXNK (archiviert am 8.12.2021).

32 Vgl. in diese Richtung Smits, in: Reimann/Zimmermann (Hrsg.), The Oxford Hand‐
book of Comparative Law, 2. Aufl. 2019, S. 502, 522: „[An] argument itself, however, is
not specifically foreign: it has persuasive authority because of its inherent quality, not
because it is used in another country.“.

33 Vgl. Coendet, Rechtsvergleichende Argumentation, 2012, S. 15.
34 So die Schlussfolgerung von ders., Rechtsvergleichende Argumentation, 2012, S. 188.
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schon als „starting point“ für die Auslegung verwendet werden. Der Ansatz
führt vielmehr zu einer schleichenden Vereinheitlichung autonom auszule‐
gender Rechtsquellen, ohne die Sinnhaftigkeit einer solchen Verschleifung
ausreichend zu hinterfragen. Er erhebt die praesumptio similitudinis35 zu
einer Auslegungsregel. Dabei sollte eine solche Vermutung – wenn über‐
haupt36 – als Ausgangshypothese verstanden werden, die es zu verifizieren
gilt.37

2. Ausnahmen von der autonomen Auslegung

a) Einheitliches Verständnis der ZPO

Die ZPO enthält sowohl Vorschriften zu Gerichtsstandsvereinbarungen als
auch zu Schiedsvereinbarungen. Grundsätzlich gibt es keine Auslegungs‐
regel, die für unterschiedliche Sachgebiete innerhalb einer Rechtsquelle
ein autonomes Begriffsverständnis vorschreibt. Der Gesetzgeber hat sich
bei der Reform des Schiedsverfahrensrechts38 allerdings am UNCITRAL
Model Law on International Commercial Arbitration („Model Law“) orien‐
tiert. Manche Begrifflichkeiten hat er deshalb nicht gewählt, um an die
bestehende Terminologie im deutschen Recht anzuknüpfen, sondern um
möglichst nahe an der Vorlage zu bleiben. Das zeigt sich z. B. an der
Trias „nichtig, unwirksam oder undurchführbar“ in § 1032 Abs. 1 ZPO.39

Dennoch ist es nicht notwendig, das zehnte Buch der ZPO vollständig vom
Rest des deutschen Rechts zu isolieren. Die Nähe zum Model Law sollte
zwar bei der Auslegung der einzelnen Vorschriften berücksichtigt werden.
Sie rechtfertigt aber nicht, das zehnte Buch der ZPO als einen autonomen
Fremdkörper im deutschen Recht zu behandeln.

Deshalb sind die Vorschriften der ZPO grundsätzlich einheitlich auszule‐
gen.

35 Zum Begriff: Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996,
S. 39.

36 Gegen eine „overstretched universality presumption“ Husa, RabelsZ 67 (2003), 419,
424 f.

37 Vgl. Benda-Beckmann, ZVglRWiss 78 (1979), 51, 57.
38 Siehe zur historischen Entwicklung unten, Kapitel I B.I.1 (S. 90 f.).
39 MüKo-ZPO/Münch, § 1032 ZPO Rn. 9 spricht von einer „für deutsche Ohren viel‐

leicht seltsame[n] Trias“.
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b) Einheitliches Verständnis von Brüssel Ia-VO und LugÜ

Der Grundsatz der autonomen Auslegung wird auch für Brüssel Ia-VO und
LugÜ durchbrochen. Der Normtext des LugÜ entspricht weitgehend dem
der Brüssel I-VO40, also der Vorgängerverordnung der Brüssel Ia-VO.41

Art. 1 Abs. 1 des Protokolls 2 zum LugÜ schreibt zudem vor, dass jedes Ge‐
richt42 bei der Anwendung des LugÜ den „Grundsätzen gebührend Rech‐
nung“ zu tragen hat, die Gerichte der Vertragsstaaten und insbesondere der
EuGH in Entscheidungen zum EuGVÜ, zur Brüssel I-VO und zum LugÜ
selbst getroffen haben. Darüber hinaus folgern Teile der Literatur aus der
Präambel des Protokolls 2 zum LugÜ, dass die LugÜ-Vertragsstaaten an alle
bis zur Unterzeichnung des Übereinkommens ergangenen Entscheidungen
des EuGH gebunden seien.43 Dieses Verständnis ist aber zweifelhaft, da der
Wortlaut der Präambel lediglich auf die „Kenntnis“44 der bisherigen Recht‐
sprechung des EuGH und der der Gerichte der Vertragsstaaten des LugÜ
1988 verweist, zumal die Spruchpraxis letzterer nicht in jeder Hinsicht
einheitlich ist.45 Eine eindeutige Bindungswirkung normiert die Präambel
somit nicht.

Dass sich Art. 1 Abs. 1 des Protokolls 2 zum LugÜ nicht auf Entscheidun‐
gen zur Brüssel Ia-VO bezieht, ist für mitgliedstaatliche Gerichte unbeacht‐
lich, da gemäß Art. 80 S. 2 Brüssel Ia-VO Verweise auf die Vorgängerverord‐
nung als Verweise auf die Brüssel Ia-VO zu lesen sind.46

Die Gerichte der Vertragsstaaten des LugÜ, der sogenannten EFTA-Staa‐
ten, sind allerdings nicht an Art. 80 S. 2 Brüssel Ia-VO gebunden. Trotzdem
sollten sie grundsätzlich auch Entscheidungen zur Brüssel Ia-VO berück‐
sichtigen, da Art. 1 Abs. 1 Protokoll 2 zum LugÜ seinem Sinn und Zweck

40 Verordnung (EG) 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil-
und Handelssachen, ABl. L 12 vom 16.1.2001, S. 1.

41 Siehe zur historischen Entwicklung von Brüssel Ia-VO und LugÜ Kapitel I A.II.1
(S. 52 ff.) bzw. A.III.1 (S. 67 ff.).

42 Also Gerichte in den Mitgliedstaaten und in den LugÜ-Vertragsstaaten gleicherma‐
ßen.

43 Buhr, Europäischer Justizraum und revidiertes Lugano-Übereinkommen, 2010,
Rn. 608 ff.; Oetiker/Weibel/dies., Einleitung Rn. 56, 61 f.; vgl. auch Jenard/Möller,
Bericht zum LugÜ, Rn. 112.

44 In der Präambel des Protokoll 2 zum LugÜ 1988 war noch von „voller Kenntnis“ die
Rede.

45 Dasser/Oberhammer/Domej, Präambel Protokoll 2 Rn. 11.
46 Vgl. Oetiker/Weibel/dies., Einleitung Rn. 60.
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nach als dynamischer Verweis gelesen werden sollte, der auch eine revidier‐
te Brüssel I-VO umfasst.

Aus Art. 1 Abs. 1 des Protokolls 2 zum LugÜ ergibt sich somit, dass
Brüssel Ia-VO und LugÜ grundsätzlich einheitlich auszulegen sind. Soweit
sich der Wortlaut der Brüssel Ia-VO von dem des LugÜ unterscheidet, muss
allerdings im Einzelnen untersucht werden, ob die Auslegung dennoch auf
das LugÜ übertragen werden kann.

3. Konkurrenzverhältnis der untersuchten Rechtsquellen

Beim klassischen Vergleich unterschiedlicher Rechtsordnungen gibt es in
der Regel keine Konkurrenzprobleme: Vergleicht man das materielle Recht
verschiedener Staaten, ist die Abgrenzung der räumlichen Anwendungsbe‐
reiche ins internationale Privatrecht ausgelagert. Vergleicht man nationales
Prozessrecht, reicht für die Abgrenzung regelmäßig ein Verweis auf das lex
fori-Prinzip47.

Die in dieser Arbeit untersuchten Rechtsquellen gehören dagegen alle‐
samt zur lex fori deutscher Gerichte und definieren ihre Anwendungsbe‐
reiche selbst.48 Deshalb reicht es nicht aus, die einzelnen Rechtsquellen
isoliert zu beschreiben und im Anschluss zu vergleichen. Stattdessen müs‐
sen auch Abgrenzungsfragen behandelt werden, da nur so das gesamte
Regelungsgefüge für Gerichtsstandsvereinbarungen einerseits und Schieds‐
vereinbarungen andererseits untersucht werden kann. Somit gehört das
Konkurrenzverhältnis der behandelten Rechtsquellen zum Untersuchungs‐
gegenstand dieser Arbeit.

IV. Aufbau der Arbeit

Um am Ende einen Makrovergleich von Gerichtsstands- und Schiedsver‐
einbarungen durchführen zu können, ist zuerst ein Mikrovergleich erfor‐
derlich, der einzelne Aspekte in den Blick nimmt.49 Dieser Mikrovergleich

47 Zum Begriff Abendroth, Parteiautonome Zuständigkeitsbegründung im Europäischen
Zivilverfahrensrecht, 2016, S. 31.

48 Siehe hierzu die Ausführungen zu den einzelnen Rechtsquellen in Kapitel I
(S. 49 ff.).

49 Vgl. Breidenstein, Zur Methodik der Verfahrensrechtsvergleichung, 2012, S. 19.
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erfolgt im Wege simultaner Rechtsvergleichung.50 Der simultanen Methode
wurde gegenüber einer sukzessiven Herangehensweise der Vorzug gegeben,
um den Vergleich als Forschungsschwerpunkt der Arbeit in den Fokus zu
rücken. Die Arbeit verzichtet auf detaillierte Ausführungen, die – einem
Länderbericht gleich – Schieds- oder Gerichtsstandsvereinbarungen iso‐
liert behandeln. Zwar erleichtern umfassende Länderberichte den Zugang
zu einer ausländischen Rechtsordnung, da sie ein abschließendes Bild der
für einheimische Juristen unbekannten und schwer zu recherchierenden
ausländischen Regelungen vermitteln. Dieses Zugänglichkeitsproblem stellt
sich vorliegend aber gar nicht, da ausländisches Recht nicht untersucht
wird. In der deutschen rechtswissenschaftlichen Literatur gibt es eine
Vielzahl von Werken, die Schiedsvereinbarungen und Gerichtsstandsver‐
einbarungen umfassend beleuchten.51 Deshalb bietet sich ein simultaner
Vergleich an, der eine stringente Leserführung erlaubt und zu weniger
Redundanzen führt.

Vor diesem Hintergrund ist die Arbeit in Teilfragen gegliedert. Innerhalb
der Teilfragen wird dann jeweils zwischen den einzelnen Rechtsquellen
differenziert. Die Reihenfolge, in der die Teilfragen untersucht werden,
ist so gewählt, dass mehr nach oben und weniger nach unten verwiesen
werden kann. Auch wenn viele Teilfragen miteinander in Wechselwirkung
stehen, sollte es gut möglich sein, diese Arbeit nur auszugsweise zu lesen,
wenn man bereit ist, hin und wieder zurückzublättern.

Bei der Untersuchung der zuständigkeitsrechtlichen Rechtsquellen geht
die Arbeit – entgegen der Normhierarchie – grundsätzlich zuerst auf die
ZPO, dann auf die Brüssel Ia-VO und das LugÜ und schließlich auf das
HGÜ ein. So lässt sich die historische Entwicklung der Rechtsquellen bes‐
ser nachvollziehen. Die Untersuchung der schiedsrechtlichen Rechtsquel‐
len beginnt ebenfalls mit der ZPO. Im Anschluss werden UNÜ und EuÜ
behandelt, die die ZPO in internationalen Sachverhalten ergänzen. Soweit
eine Aufspaltung nach Rechtsquellen für eine bestimmte Teilfrage nicht
erforderlich ist, wird darauf verzichtet.

50 Vgl. den Hinweis auf diese Methode (allerdings als Aufgliederung in Teilfragen be‐
zeichnet) bei Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996,
S. 42; ausführlicher, aber ebenfalls mit anderer Terminologie („[v]erzahnter Ver‐
gleich“) Kischel, Rechtsvergleichung, 2015, § 3 Rn. 242 ff.

51 Siehe statt vieler Reithmann/Martiny/Hausmann, Rn. 7.1 ff. (zu Gerichtsstandsverein‐
barungen) und Rn. 7.202 ff. (zu Schiedsvereinbarungen).
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C. Gang der Untersuchung

Kapitel I stellt die zu untersuchenden Rechtsquellen vor, geht auf ihre
historische Entwicklung ein und analysiert die einzelnen Anwendungsbe‐
reiche sowie deren Konkurrenzverhältnis. In Kapitel II werden positive und
negative Rechtsfolgen von Streitbeilegungsvereinbarungen behandelt.

In den Kapiteln III bis VI findet der eigentliche funktionelle Rechtsver‐
gleich statt. Kapitel III behandelt die Anforderungen an das materielle Zu‐
standekommen, Kapitel IV die Formwirksamkeit. In Kapitel V wird unter‐
sucht, inwieweit die Rechtsquellen verhindern, dass bestimmte schutzwür‐
dige Personen Streitbeilegungsvereinbarungen schließen. Im letzten Kapitel
VI wird untersucht, wie Streitbeilegungsvereinbarungen auszulegen sind
und für welche Streitgegenstände sie Wirkung entfalten können.
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Kapitel I: Rechtsquellen

In diesem ersten Kapitel werden die in der Arbeit untersuchten Rechtsquel‐
len vorgestellt. Dabei werden insbesondere der räumliche und sachliche
Anwendungsbereich der Rechtsquellen und deren Konkurrenzverhältnis
zueinander behandelt. Zudem wird einleitend die historische Entwicklung
jeder Rechtsquelle nachgezeichnet. Zum zeitlichen Anwendungsbereich
lässt sich verallgemeinernd festhalten, dass alle untersuchten Rechtsquellen
aktuell (im Jahre 2024) auf neu anhängig gewordene Verfahren anwendbar
sind.52

A. Gerichtsstandsvereinbarungen

I. ZPO

§§ 38 und 40 ZPO sind die beiden ältesten – und ehemals einzigen –
Rechtsquellen für Gerichtsstandsvereinbarungen in der deutschen lex fori.
Sie regeln sowohl Prorogations- als auch Derogationsvoraussetzungen.53

1. Historische Entwicklung

In seiner Urfassung von 1877 lautete § 38 ZPO (damals noch CPO)
schlicht: „Ein an sich unzuständiges Gericht erster Instanz wird durch
ausdrückliche oder stillschweigende Vereinbarung der Parteien zuständig.“
§ 40 Abs. 2 ZPO a. F. schränkte diesen Grundsatz nur für nichtvermögens‐

52 Siehe Art. 66 Abs. 1 Brüssel Ia-VO (Anwendung auf ab dem 10.1.2015 anhängig wer‐
dende Verfahren); Art. 63 Abs. 1 i. V. m. 69 Abs. 4 LugÜ (Inkrafttreten für die EU
am 1.1.2010, ABl. Nr. L 140 vom 8.6.2010, S. 1); Art. 31 Abs. 1 HGÜ (Inkrafttreten für
die EU am 10.10.2015, siehe https://perma.cc/YFS7-XR3P (archiviert am 8.12.2021));
Art. XII Abs. 2 UNÜ (Inkrafttreten für die Bundesrepublik am 28.9.1961, BGBl. II
1962 S. 102). §§ 38 und 40 ZPO finden in ihrer heutigen Form seit dem 1.4.1974
Anwendung (Art. 5 Gesetz zur Änderung der Zivilprozeßordnung vom 21.3.1974,
BGBl. I 1974, S. 753), das zehnte Buch der ZPO seit dem 1.1.1998 (Art. 5 Abs. 1 Gesetz
zur Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts, BGBl. I 1997 S. 3224).

53 Geimer, IZPR, 8. Aufl. 2020, Rn. 1607.
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rechtliche Ansprüche und ausschließliche Gerichtsstände ein. Damit räum‐
te der damalige Gesetzgeber der privatautonomen Zuständigkeitsbegrün‐
dung großen Raum ein. Mit der Gerichtsstandsnovelle von 197454 wurden
die §§ 38 und 40 ZPO neu gefasst und erhielten ihre heutige Form. Ziel
der Reform war es, den vielfachen Missbrauch von Gerichtsstandsvereinba‐
rungen in allgemeinen Geschäftsbedingungen und Formularverträgen ein‐
zudämmen.55 Im Vergleich zur sehr liberalen Urfassung stellt die novellierte
Form eher ein grundsätzliches Verbot von Gerichtsstandsvereinbarungen
dar.56

2. Räumlicher Anwendungsbereich

Rein nationale Gerichtsstandsvereinbarungen zu Gunsten eines deutschen
Gerichts zwischen zwei in Deutschland wohnhaften Parteien bestimmen
sich auch heute noch nach der ZPO und nicht nach Europarecht oder
internationalen Übereinkommen.57

Internationale Gerichtsstandsvereinbarungen fallen dagegen nur noch
dann unter die ZPO, wenn nicht der Anwendungsbereich einer anderen
zuständigkeitsrechtlichen Rechtsquelle eröffnet ist.58 Grund ist der Vorrang
des Unionsrechts: Für die Brüssel Ia-VO ergibt sich dieser aus Art. 288
Abs. 2 S. 2 AEUV,59 der vorsieht, dass Verordnungen verbindlich sind und
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gelten. HGÜ und LugÜ sind von der EU
geschlossene völkerrechtliche Verträge.60 Gemäß Art. 216 Abs. 2 AEUV sind

54 Gesetz zur Änderung der Zivilprozeßordnung vom 21. März 1974, BGBl. I 1974,
S. 753; hierzu Löwe, NJW 1974, 473.

55 MüKo-ZPO/Patzina, § 38 ZPO Rn. 1; in der Praxis kam es gegenüber schwächeren
Parteien oft zu Versäumnisurteilen, BT-Drs. 7/268, S. 4.; siehe hierzu auch Klunzin‐
ger, JR 1974, 271.

56 Stein/Jonas/Bork, § 38 Rn. 4; Diederichsen, BB 1974, 377, 378; Klunzinger, JR 1974, 271,
272; Löwe, NJW 1974, 473, 474; Vollkommer, Rpfleger 1974, 129, 130, vgl. auch den
Gesetzesentwurf, BT-Drs. 7/268, S. 5.

57 MüKo-ZPO/Patzina, § 38 ZPO Rn. 25.
58 Vgl. Geimer, IZPR, 8. Aufl. 2020, Rn. 1605 f.
59 MüKo-ZPO/Gottwald, Art. 25 Brüssel Ia-VO Rn. 77; OLG München, 11.2.1981 - 7 U

3886/80, NJW 1982, 1951. Der Vorrang des EuGVÜ gegenüber dem nationalen Recht
wurde dagegen noch mit dem lex specialis-Grundsatz begründet, siehe etwa G. Roth,
ZZP 93 (1980), 156, 160 f.

60 Zum HGÜ: Eichel, GPR 2014, 159, 161 f.
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auch sie Teil des Unionsrechts und genießen deshalb Vorrangwirkung.61

§§ 38 und 40 ZPO fungieren für internationale Gerichtsstandsvereinbarun‐
gen somit nur noch als Auffangtatbestand. Ihr Restanwendungsbereich
wird in negativer Hinsicht durch den Anwendungsbereich der anderen
Regelungsinstrumente bestimmt.62

Soweit die Verordnung und die Übereinkommen nicht einschlägig sind,
erheben §§ 38 und 40 ZPO als doppelfunktionale63 Vorschriften jedoch
weiterhin Geltungsanspruch für internationale Gerichtsstandsvereinbarun‐
gen: Wenn die ausschließliche Zuständigkeit eines drittstaatlichen Gerichts
vereinbart wurde, richtet sich die Zulässigkeit der Derogation der deut‐
schen Gerichte im Grundsatz nach der ZPO.64 In internationalen Sach‐
verhalten können sich zusätzliche Derogationsschranken aus vorrangigen
Rechtsquellen ergeben, insbesondere aus Art. 25 Abs. 4 Brüssel Ia-VO65.

Die Zulässigkeit und Wirksamkeit der Prorogation der Gerichte des
Drittstaates richten sich nach dessen eigenem Recht.66 Die ZPO wird wie‐
derum auf Vollstreckungsebene relevant, da dann die Zuständigkeit des
drittstaatlichen Gerichts nach dem Grundsatz der Spiegelbildlichkeit in
§ 328 Abs. 1 Nr. 1 ZPO auch nach ZPO gegeben sein muss.67

3. Sachlicher Anwendungsbereich

Im Unterschied zu den supranationalen Rechtsquellen für Gerichtsstands‐
vereinbarungen enthält die ZPO keine ausdrücklichen Einschränkungen
ihres sachlichen Anwendungsbereichs. Freilich bedeutet dies nicht, dass
Gerichtsstandsvereinbarungen im Anwendungsbereich der ZPO für alle

61 Deshalb können auch von der Union geschlossene Übereinkommen dem EuGH
vorgelegt werden, siehe EuGH, 10.1.2006 - C-344/04, IATA und ELFA ./. Department
for Transport, EuZW 2006, 112, 115 (Rn. 36); EuGH, 30.4.1974 - 181/73, Haegeman ./.
Belgien, Slg. 1974, 449, (Rn. 2/6); vgl. Calliess/Ruffert/Wegener, Art. 267 AEUV Rn. 11.

62 Vgl. zur Brüssel I-VO Abendroth, Parteiautonome Zuständigkeitsbegründung, 2016,
S. 71.

63 Statt vieler: Schack, IZVR, 8. Aufl. 2021, Rn. 288.
64 BGH, 20.1.1986 - II ZR 56/85, NJW 1986, 1438, 1439 (juris Rn. 13); BGH, 13.12.1967 -

VIII ZR 203/65, NJW 1968, 356; weitere Nachweise zu Rechtsprechung und Literatur
bei Schaper/Eberlein, RIW 2012, 43, 45.

65 Hierzu unten A.II.2.b)(2) (S. 59 ff.).
66 MüKo-ZPO/Gottwald, Art. 25 Brüssel Ia-VO Rn. 3; Stein/Jonas/Thole, Art. 25

EuGVVO Rn. 24.
67 Genauer zu den Nachprüfungskompetenzen deutscher Gerichte unten, Kapitel II

B.IV.2 (S. 163 ff.).
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Arten von Streitigkeiten zulässig sind. Die einzelnen Voraussetzungen wer‐
den in den folgenden Kapiteln III bis VI behandelt.

II. Brüssel Ia-VO

Die Brüssel Ia-VO ist die wichtigste Rechtsquelle für die internationale
Zuständigkeit deutscher Gerichte.

1. Historische Entwicklung

a) Geschichte des europäischen Zivilprozessrechts

Die Geschichte des europäischen Zivilprozessrechts begann im Jahre 1957
mit dem Abschluss des EWG-Vertrags68. Dieser sah in Art. 220 vor, dass die
Mitgliedstaaten untereinander Verhandlungen einleiteten, um „die Verein‐
fachung der Förmlichkeiten für die gegenseitige Anerkennung und Vollstre‐
ckung richterlicher Entscheidungen und Schiedssprüche“ sicherzustellen.
Eine Sachverständigenkommission erarbeitete daraufhin den Text für das
spätere EuGVÜ69.70 Dabei ging sie deutlich über das in Art. 220 EWG-Ver‐
trag vorgesehene Programm hinaus:71 Entworfen wurde eine convention
double, die nicht nur die Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen,
sondern auch die internationale Zuständigkeit regelte. Nur so konnte im
EuGVÜ auf eine gegenseitige Nachprüfung der Zuständigkeit im Zuge
der Anerkennung und Vollstreckung verzichtet werden,72 ohne dass sich
die Vertragsstaaten gleichsam zur Anerkennung exorbitanter Gerichtsstän‐
de verpflichteten.73 Die Harmonisierung des Zuständigkeitsrechts unter
Ausschluss exorbitanter Gerichtsstände ist insoweit das Fundament der
erleichterten Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Urteile. Das

68 Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 1957,
archiviert (8.12.2021) unter https://perma.cc/3523-F7QC.

69 Übereinkommen vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen,
BGBl. II 1972 S. 774.

70 Die Dokumentation der Arbeitsergebnisse findet sich bei Jenard, Bericht zum
EuGVÜ.

71 Koch, JuS 2003, 105, 106.
72 Eine solche sieht das autonome Recht in § 328 Abs. 1 Nr. 1 ZPO vor.
73 Deutlich zurückhaltender Jenard, Bericht zum EuGVÜ, S. 7 Abs. 2 ff.
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EuGVÜ wurde am 27.9.1968 von den damals sechs EWG-Staaten unter‐
zeichnet und trat am 1.2.1973 in Kraft74.

Anders als die späteren europäischen Regelungsinstrumente wurde das
EuGVÜ mangels einer Kompetenzgrundlage im EWG-Vertrag als eigen‐
ständiges völkerrechtliches Übereinkommen von den Mitgliedstaaten be‐
schlossen. Trotzdem wurde dem EuGH mittels eines Protokolls75 die Aus‐
legungskompetenz übertragen. Ein Beitritt weiterer Staaten zum EuGVÜ
war nicht vorgesehen, was zahlreiche, mit Nachverhandlungen verbundene
Neufassungen erforderlich machte.76 Erst der Amsterdamer Vertrag77, der
am 1.5.1999 in Kraft trat, schuf mit Art. 61 lit. c EG eine Kompetenzgrund‐
lage für sekundärrechtliche Maßnahmen der justiziellen Zusammenarbeit,
die Art. 65 EG weiter konkretisierte.78 Nach einem Kommissionsvorschlag79

wurde das EuGVÜ am 22.12.2000 in eine Verordnung überführt. Ergebnis
war die Brüssel I-VO, die gemäß Art. 76 Abs. 1 Brüssel I-VO am 1.3.2002 in
Kraft trat.

Nach einer umfassenden Evaluation80 der Brüssel I-VO erarbeitete die
Kommission einen Entwurf für eine Revision der Verordnung.81 Dieser
wurde in nochmals abgeänderter Fassung von Rat und Parlament 2012 als

74 Für die Bundesrepublik siehe BGBl. II 1973 S. 60.
75 Protokoll betreffend die Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968

über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun‐
gen in Zivil- und Handelssachen durch den Gerichtshof, unterzeichnet zu Luxem‐
burg am 3. Juni 1971, ABl. Nr. L 204 vom 2.8.1975, S. 28 ff.

76 Kurzer Überblick bei Kropholler/von Hein, EuZPR, 9. Aufl. 2011, Einl EuGVO
Rn. 17 ff.

77 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union,
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit
zusammenhängender Rechtsakte, ABl. Nr. C 340 vom 10.11.1997, S. 1 ff.

78 Vgl. Jayme/Kohler, IPRax 1997, 385: „Vergemeinschaftung durch Säulenwechsel“.
79 Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit

und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handels‐
sachen, KOM(1999) 348 endg.

80 Siehe Hess/Pfeiffer/Schlosser, Study JLS/C4/2005/03 (Heidelberg Report); Nuyts, Stu‐
dy on Residual Jurisdiction, 3. September 2007; Bericht über die Anwendung der
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen,
KOM(2009) 174 endg.; ergänzend dazu bat die Kommission mit einem Grünbuch um
Stellungnahmen aller Interessenten zu Änderungsmöglichkeiten an der Brüssel I-VO,
KOM(2009) 175 endg.

81 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei‐
dungen in Zivil- und Handelssachen (Neufassung), KOM(2010) 748 endg.

A. Gerichtsstandsvereinbarungen

53


